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Konfusion, wohin man schaut !

Was ist nur in unsere Politiker gefahren ?

N icht nur wenn es um die Beherrschung der Pandemie geht, erweist sich die Politik als handlungsunwillig oder 
-unfähig. Eine solch geballte Ladung Ignoranz, ideologische Sturheit und zunehmend resignative Inkompetenz, 
wie sie derzeit zutage tritt, war selten zu beobachten. Und dieses Phänomen scheint viele Parteien gleicher-

maßen ergriffen zu haben. Allein in den zurückliegenden Wochen sind mehr oder minder bedeutende Protagonisten 
aller Couleur auffällig geworden. Die CDU/CSU hat es besonders heftig getroffen, weil etliche ihrer Abgeordneten 
die Engpässe bei Masken und Schutzausrüstung im vergangenen Jahr nutzten, um die eigene Vermögensbildung auf 
ein neues Level zu heben. Aber auch SPD und Grüne wollen da nicht zurückstehen. Sie drängen mit Vorschlägen und 
Auffassungen an die Öffentlichkeit, die den neutralen Beobachter ungläubig staunend zurücklassen. Ohne einen An-
spruch auf Vollständigkeit zu erheben, wollen wir einige dieser Ereignisse Revue passieren lassen.

Zunächst ist da die Politik der Bundes-
kanzlerin, die mit ihrem Grundsatz 
„Auf Sicht fahren!“ notwendige und 
eilbedürftige Entscheidungen zur Be-
kämpfung der Pandemie unterlassen 
hat. Die Impfstoffbeschaffung wurde 
nach Brüssel delegiert und zudem wur-
de auch nicht darauf gedrängt, Vakzine 
zeitnah und in ausreichender Menge zu 
bestellen. 

Die politischen Fehler  
der Mächtigen
Zwar war nicht absehbar, ob alle in der 
Entwicklung befindlichen Vakzine eine 
Zulassung erhalten würden, doch wa-
rum wurde es unterlassen, von allen 
vielversprechenden Impfstoffentwick-
lungen jeweils ausreichende Mengen 
für die gesamte EU-Bevölkerung zu 
ordern? Man hätte dann vermutlich zu 
viele Vakzine gehabt, doch hätte man 
diese an Länder verschenken können, 
die selbst Schwierigkeiten haben, Impf-
stoffe zu finanzieren. Dies wäre auch 
für uns von Wichtigkeit, denn wir wer-

den uns künftig außerhalb des Landes 
nur dann sicher bewegen können, wenn 
auf der ganzen Welt eine Herdenimmu-
nität erreicht ist.

Gescheitert ist ein solcher Ansatz da-
ran, dass einigen Mitgliedsstaaten das 
Geld für den Ankauf der Vakzine zu 
schade war. Aber hier hätte die Bundes-
kanzlerin einschreiten und ein Macht-
wort sprechen müssen. 

Selbst wenn Deutschland die Vakzi-
ne allein bezahlt hätte, wäre das immer 
noch kostengüns tiger gewesen, als sich 
jetzt von Shutdown zu Shutdown zu 
hangeln. Und – ganz wichtig – die EU 
hätte ihr Ansehen in der Welt aufpolie-
ren und Handlungsfähigkeit demons-
trieren können. In diese Lücke stoßen 
jetzt Russland und China, die Vakzine 
als politische Waffe einsetzen.

So ist Serbien gegenwärtig so gut aus-
gestattet, dass es auch Ausländern Imp-
fungen anbieten kann. Und in Serbien 
steht so viel Impfstoff zur Verfügung, 
dass jeder das ihm genehme Vakzin frei 
wählen kann. Das ist etwas, an das wir 

in Deutschland noch lange nicht den-
ken können.

Im Umgang mit dem Virus kommt es 
auf Geschwindigkeit an, das musste der 
Politik eigentlich klar gewesen sein. In 
Deutschland erreichen wir gegenwärtig 
ein beschämendes Impftempo. Wenn 
wir Pech haben, kommen uns die er-
wartbaren weiteren Mutationen zuvor 
und machen die jetzt verfügbaren Vak-
zine unwirksam. Eine Rückkehr in ein 
normales Leben würde in diesem Fall in 
weite Ferne rücken.

CDU/CSU stehen mit  
dem Rücken zur Wand
Die Verantwortung für die missliche Si-
tuation im Land laden die Bürgerinnen 
und Bürger vornehmlich bei der CDU/
CSU ab. Von einem Wählerzuspruch 
von 35 Prozent noch vor wenigen Wo-
chen, sind die beiden Parteien auf 25 
Prozent abgestürzt. Der Ausgang der 
diesjährigen Bundestagswahl ist damit 
mehr als ungewiss. 

Die Konferenzen der Bundeskanz-
lerin mit den Ministerpräsidenten der 
Bundesländer, deren Inhalte fast ohne 
Zeitverzug an Medienvertreter durch-
gestochen werden und die in den meis-
ten Fällen keine einheitliche Festlegung 
von Maßnahmen erbringen, tun ihr 
Übriges, auch noch den letzten Rest an 
Vertrauen in die Politik zu zerstören.

Jetzt erweist sich die aktuelle Vertei-
lung der Verantwortung auf Bund und 
Länder nach dem Infektionsschutzge-
setz als ungeeignet, eine Pandemie er-
folgreich zu managen. Nach der Pande-
mie wird eine neue Föderalismusreform 
notwendig sein, um die gesetzliche 
Grundlage dafür zu schaffen, dass der 
Bund erforderliche Maßnahmen in Kri-
sensitutionen auch tatsächlich durch-
zusetzen vermag.

Von der aktuellen Entwicklung pro-
fitieren zuallererst die Grünen. Ohne 
große Anstrengung gelten sie vielen 
Wählerinnen und Wählern als wah-
rer Hort von Vernunft und Stabilität. 
Die Ursachen hierfür liegen vermut-
lich nicht so sehr in der Analyse ihres 
Wahlprogramms und dessen Auswir-

Der Umgang der Politik mit der Corona-Pandemie ist von politischen Alleingängen und Konfusion ge-
prägt. Selbst das Bundeskanzleramt kann nicht für ein einheitliches Vorgehen sorgen. 
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kungen auf jeden Einzelnen, sondern 
sind wohl eher in dem subjektiven Ein-
druck von Ruhe und Besonnenheit bei 
Baerbock, Habeck, Kretschmann und 
Co. begründet. Dabei gibt es auch bei 
den Grünen Entwicklungen, die man 
als mündiger Bürger noch vor wenigen 
Jahren für unmöglich gehalten hätte.

Wie präsentieren sich derzeit CDU/
CSU, SPD und Grüne als die maß-
geblichen politischen Kräfte?
Zunächst ist hier Gesundheitsminis-
ter Jens Spahn von der CDU zu nen-
nen, der im vergangenen Jahr noch 
gefeiert wurde. Damals verdeckte der 
sommerliche Rückgang der Inzidenz-
werte noch die mangelnde Einsicht in 

das von der Pandemie Geforderte. Sein 
politischer Stern sank jedoch schnell. 
Und da er beim politischen Aufstieg ri-
goros vorgegangen war, sah es jetzt mit 
der Unterstützung durch Parteifreunde 
auch ziemlich mau aus.

Als Spahn im Frühjahr 2020 merkte, 
dass Deutschland über zu wenig Masken 
verfügte, beschritt er ungewöhnliche 
Beschaffungswege und kaufte auch bei 
Bekannten ein. Dies ist ein Verhalten, 
von dem Beamte kraft Gesetzes befreit 
werden, um Interessenkonflikte aus 
guten Gründen zu vermeiden. Es mag 
durchaus sein, dass der Minister die 
besten Absichten verfolgte. Trotzdem 
hatte dieses Vorgehen ein Gschmäckle! 
Zu allem Überfluss gesellte sich zum 

Mangel an Fortune auch noch die Jagd-
leidenschaft der Medien, die plötzlich 
anfingen, seine persönliche Vermögens-
bildung zu hinterfragen. Zwar konnten 
ihm bislang keine rechtlich fragwür-
digen Verfehlungen nachgewiesen wer-
den, doch ist der öffentliche Eindruck 
verheerend, wenn man bezichtigt wird, 
von Beginn der politischen Karriere 
an stets auch auf den eigenen finanzi-
ellen Vorteil bedacht gewesen zu sein. 
Nach Recherchen von t-online brachte 
es Jens Spahn innerhalb von achtzehn 
Jahren vom Bankkaufmann-Azubi zum 
Millionär. Seinen politischen Aufstieg 
soll er dabei immer mit persönlichen In-
vestments verknüpft haben. Es hat sich 
augenscheinlich ausgezahlt. 

Der einstige Hoffnungsgträger der 
Partei ist gegenwärtig allerdings ziem-
lich isoliert. Er sieht sich zudem auch 
noch Angriffen des Koalitionspartners 
ausgesetzt, ohne dass die Kanzlerin ein-
greift. So schnell wie sich sein Aufstieg 
zum stellvertretenden CDU-Vorsitzen-
den vollzogen hat, so schnell könnte es 
auch in die entgegengesetzte Richtung 
gehen. 

Die geringe Verfügbarkeit von Coro-
na-Impfstoffen und die zu langsame 
Schnelltest- und Maskenbeschaffung 
lastet die Opposition vorrangig dem zu-
ständigen Fachminister Jens Spahn an.

Auf CDU/CSU lasten zusätzlich die 
Verfehlungen der „Krisengewinnler“
Völlig zur Unzeit für die Unions-Par-
teien wurde bekannt, dass sich Abge-
ordnete und ein ehemaliger Minis ter 
an der Beschaffung von Masken per-
sönlich bereichert haben sollen. Für die 
Vermittlung von Masken kassierten sie 
sechstellige Beträge. Ob sie damit Straf-
tatbestände verwirklicht haben, prüfen 
gegenwärtig die Strafverfolgungsbehör-
den.

Nikolas Löbel, Mark Hauptmann 
(beide CDU) sowie Georg Nüßlein und 
Alfred Sauter (beide CSU) haben sich 
vermutlich in erheblichem Umfang an 
der Corona-Schutzmaskenbeschaffung 
bereichert. 

Alle vier haben ihre Parteien zwi-
schenzeitlich verlassen. Das Zutrauen 
der Bürger in die Verlässlichkeit solider 
Regierungsarbeit ist jedoch schwer be-
schädigt. Obwohl Abgeordnete, ohne 
spezielle Kompetenzen und Fähigkeiten 
nachweisen zu müssen, recht ordent-
lich entschädigt werden, neigen viele 
dazu, sich durch Nebentätigkeiten noch 
ein beträchtliches Zubrot zu verdienen. 
Wenn diese Nebeneinnahmen aber zu 
Lasten des Steuerzahlers gehen, dann 
ist der politische Skandal perfekt. Und 
die CDU/CSU wird Mühe haben, den 

Im Konrad-Adenauer-Haus herrscht nach dem Absturz der CDU in den Meinungsumfragen helle Aufre-
gung.  Foto: Ansgar Koreng / CC BY-SA 3.0 (DE)

Gesundheitsminister Jens Spahn hat in der Pandemie-Bekämpfung eine wahre Achterbahnfahrt hin-
gelegt.  Foto: BMG
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entsetzlichen Eindruck dieser Verfeh-
lungen bis zur Bundestagswahl zu neu-
tralisieren.

Die SPD in der Identitätskrise?
In einem Beitrag für die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung hatte der ehemalige 
Bundestagspräsident Wolfgang Thierse 
die linke Identitätspolitik kritisiert und 
mehr gesellschaftlichen Zusammen-
halt angemahnt. Seine Kritik bezog er 
darauf, dass die Debatte in seiner Par-
tei, der SPD, völlig schieflaufe, wenn 
es immer nur um pro oder contra, um 
das Ihr und das Wir gehe. Nach seinem 
Verständis müsse eine Volkspartei Be-
wegungen integrieren und nicht The-
men ignorieren, die für die klassische 
Kernwählerschaft der Partei von großer 
Bedeutung seien. Zudem hatte Thierse 
der Auffassung widersprochen, dass se-
xuelle oder andere Minderheiten selbst 
definieren dürfen, was für sie richtig 

und gegebenenfalls unerträglich ist, 
statt sich einem offenen und kontrover-
sen Dialog auszusetzen.

Die SPD-Co-Vorsitzende Saskia Esken 
und ihr Stellvertreter Kevin Kühnert 
zeigten sich beschämt über diese Form 
des Umgangs der Partei mit queeren 
Menschen, sie kritisierten mangelnde 
Sensiblität und distanzierten sich nach-
drücklich von „rückwärtsgewandten“ 
Genossinnen und Genossen. Wolfgang 
Thierse forderte die Parteispitze da-
raufhin auf, ihm öffentlich mitzuteilen, 
ob sein Verbleiben in der Partei noch 
wünschenswert sei.

Danach brach ein Sturm der Entrüs-
tung über die Parteiführung herein. 
Peter Brandt, Sohn des ehemaligen 

Bundeskanzlers und SPD-Vorsitzenden 
Willy Brandt, bemängelte, dass sich 
Eskens und Kühnert in ihrer „Scham“ 
gegenüber Thierse von einem erheb-
lichen Teil der SPD-Mitglieder distan-
ziert hätten. Der SPD fehle einfach der 
politische Kompass.

Die Süddeutsche Zeitung beanstande-
te, dass die SPD nicht mehr in der Lage 
sei, unterschiedliche Strömungen unter 
ihrem Dach zu integrierten. Die SPD sei 
wieder einmal vom alten Übel der Lin-
ken befallen, das Trennende statt des 
Gemeinsamen zu betonen. Wer aber 
selbst moderat Andersdenkende aus-
grenze, der könnte bald selbst auf dem 
Weg in die Geschichte sein.

Bei den Grünen herrscht Ruhe,  
nur die zweite Reihe muckt auf!
Der grüne Berliner Justizsenator Dirk 
Behrendt ist schon öfter mit eigenwil-
ligen Einschätzungen und Entschei-
dungen aufgefallen. Jetzt generiert er 
sich als Schutzpatron linker Gewalt-
täter. Der Eigentümer des besetzten 
Hauses Rigaer Straße 94 hatte beim 
Kammergericht rechtskräftig durchge-
setzt, sein Eigentum nach fünf Jahren 
betreten zu dürfen. Das Verwaltungs-
gericht sprach ihm außerdem Polizei-
schutz zu, weil er von der Szene massiv 
bedroht wird.

Innensenator Andreas Geisel (SPD) 
wollte die Begehung Anfang März 2021 
ermöglichen, doch Behrendt legte 
sein Veto ein. Er gab vor, den Fall noch 
einmal rechtlich prüfen zu müssen. 
Der Regierende Bürgermeister Micha-
el Müller (SPD) sah sich nicht in der 
Lage, ein Machtwort zu sprechen.

Den Grünen geht es augenschein-
lich um ihre Hochburg Friedrichshain-
Kreuzberg. Behrendt ist hier 2011 als 
Direktkandidat mit sagenhaften 49,8 
Prozent gewählt worden. Das linksex-
treme geht hier nahtlos in das grüne 
Milieu über. Die Rigaer Straße ist das 
Mekka der Szene, das nicht angetastet 
werden darf.

Dummerweise muss, wer hier poli-
tisch reüssieren will, Gewalt in Kauf 
nehmen. Viele Täter verschanzen sich 
in Nummer 94 und werden dorthin 
von der Polizei nicht verfolgt. Im Jahr 
2019 wurden auf einer Strecke von nur 
200 Metern insgesamt 101 Straftaten 
registriert, darunter Körperverletzung, 
Rauschgifthandel und Diebstahl. Die 
Strafverfolgung führte zu lediglich ei-
ner Verurteilung. Alle anderen Täter 
konnten nicht ermittelt werden.

Der Justizsenator setzt sich nicht 
zum ersten Mal über Gerichtsentschei-
dungen, gängige Regeln und Vereinba-
rungen mit dem Koalitionspartner hin-

weg. So verstieß er im Dezember 2020 
bei der Beförderung von Richtern gegen 
entgegenstehende Rechtsprechung. 

Im Jahr 2017 ernannte er die Poli-
zeivizepräsidentin Koppers zur Gene-
ralstaatanwältin, obwohl sie der Kör-
perverletzung im Amt verdächtig war. 
Im September 2020 erließ Behrendt 
entgegen getroffener Absprachen im 
Alleingang die Kopftuch-Erlaubnis für 
angehende Richterinnen und Staatsan-
wältinnen in Gerichtssälen.

Ein Justizsenator, der rechtskräftige 
gerichtliche Entscheidungen nicht als 
verbindlich erachtet, ist nicht besser als 
autokratische Regierungen, die in ih-
ren Ländern den Rechtschutz abbauen. 
In fast allen Bundesländern hätte eine 
solche Missachtung der Gerichte zum 
Rücktritt des Justizsenators geführt, 
nicht so in Berlin.

Der ein oder andere bürgerliche Wäh-
ler wird angesichts solchen Verhaltens 

wohl doch ins Grübeln kommen, ob 
Deutschland unter grüner Führung gut 
regiert würde. Zur Selbstreinigung ist 
die Partei, wie sich am Berliner Beispiel 
erweist, offenbar weder willens noch in 
der Lage.

In allen Parteien gibt es sie, die 
Schmuddelecken, die man Besuchern 
und vermutlich auch Wählerinnen und 
Wählern nicht so gerne zeigt. 

Parteien, die allerdings antreten, 
um Deutschland künftig gut zu regie-
ren, die müssen sich auch mit ihren 
Schmuddel ecken befassen und sie be-
seitigen, wenn sie für breite Wähler-
schichten der politischen Mitte wählbar 
sein wollen.

Friedhelm Sanker  ■

Wolfgang Thierse (SPD) musste erleben, dass 
sich Co-Vorsitzende Saskia Eskens und ihr Stell-
vertreter Kevin Kühnert seiner schämten. 

Der grüne Justizsenator Dirk Behrendt setzt sich 
zugunsten seiner Wählerschaft auch schon mal 
über Gerichtsentscheidungen hinweg.
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Corona-Pandemie:

Vollzugsbedienstete beim Impfen vorziehen !

N och hat sich der Vollzug nicht zu einem Infektionshotspot entwickelt, insoweit haben wir bislang Glück gehabt. 
Dies muss angesichts der um sich greifenden Virus-Mutationen allerdings nicht so bleiben. Weil in den Voll-
zugseinrichtungen des Landes Menschen in räumlicher Enge miteinander umgehen müssen, besteht hier ein 

sehr hohes Infektionsrisiko, dass sich zudem von Tag zu Tag durch die deutlich infektiöseren Virus-Mutanten weiter 
erhöht. Jetzt ist schnelles Handeln der Landesregierung gefordert, um die Funktionsfähigkeit der nordrhein-westfä-
lischen Gefängnisse zu garantieren.

Leider schätzt die Landesregierung das 
Gefährdungspotenzial, das Gefängnisse 
in der Pandemie darstellen, nach un-
serer Auffassung nicht realistisch ein. 
Sonst wäre der Vollzug bei der kürzlich 
vorgenommenen Anpassung der Prio-
risierungen nicht außen vor geblieben. 
Andere Landesregierungen reagieren 
da verantwortungsbewusster. 

Sowohl in Rheinland-Pfalz als auch 
in Berlin werden Vollzugsbedienstete 
bereits geimpft.

Rheinland-Pfalz und Berlin über-
zeugen beim Impfen der Vollzugs-
bediensteten
Es ist erstaunlich, dass gerade diese 
beiden SPD-geführten Bundesländer 
sich den ungeschönten Blick auf die 
Realitäten bewahrt haben. Speziell der 
grüne Berliner Justizsenator Dirk Beh-
rendt, der mitunter zu sehr eigenwil-
ligen Handlungen fähig ist, überrascht 
in dieser Hinsicht. Offenbar hat er das 
dem Vollzug innewohnende Risiko er-
kannt und ist deshalb bemüht, die Funk-
tionsfähigkeit der Berliner Gefängnisse 
unter allen Umständen sicherzustellen. 
Auf Twitter hatte er angekündigt, dass 
alle Bediensteten des Justizvollzuges 
in Kürze noch ein Impfangebot erhalten 
sollen.

Bislang wurde der CDU stets die Fähig-
keit zugesprochen, Regierungen seriös, 

ideologiefern und pragmatisch führen 
zu können. Das desaströse Versagen 
bei der Beschaffung von Schutzausrüs-
tungen, Schnelltests und Impfstoffen 
hat jedoch gewaltig am einstigen Nim-
bus genagt. 

Hinzu tritt noch der Skandal um jene 
Unions-Politiker, die sich bei der Mas-
kenbeschaffung persönlich bereichert 
haben sollen. 

Diese bereits eingetretenen Fehlleis-
tungen haben sich überaus negativ auf 
die Ergebnisse der Landtagswahlen in 
Baden-Württemberg und Rheinland-
Pfalz ausgewirkt.

Die CDU-geführte Landesregierung 
muss das Impfen des Gefängnis-
personals ebenfalls vorziehen
Und auch der NRW-Landesregierung 
sollte bewusst sein, dass verlorengegan-
genes Vertrauen bis zur Bundestags-
wahl im kommenden September nur 
zurückgewonnen werden kann, wenn 
jetzt keine gravierenden Fehler mehr 
gemacht werden. Dazu gehört unbe-
dingt, die Funktionsfähigkeit des Voll-
zuges keinesfalls zu gefährden, damit 
den Menschen neben den Belastungen 
der Pandemie nicht auch noch ein Si-
cherheitsrisiko durch einen evtl. Voll-
streckungsstopp aufgebürdet werden 
muss.

BSBD-Chef Ulrich Biermann forderte 
die Landesregierung deshalb auf, das 
sofortige Impfen der Vollzugsbedienste-
ten zu veranlassen und die benötigten 
Vakzine zur Verfügung zu stellen. Dem 
BSBD ist zwischenzeitlich die Informa-
tion zugegangen, dass kurzfristig knapp 
2.000 Impfdosen für den Vollzug zur 
Verfügung gestellt werden sollen. 

Wir verkennen nicht, dass damit ein 
nicht unbeträchtlicher Teil des Perso-
nals immunisiert werden kann. Leider 
reicht diese Impfstoffmenge noch nicht 
aus, um die bestehenden Infektionsge-
fahren vollständig beherrschen zu kön-
nen.

Die Impffortschritte sind  
gegenwärtig marginal
„Im Vergleich mit anderen Industrie-
nationen nehmen wir bei der Immu-
nisierung unserer Bevölkerung einen 
beschämenden Platz ein. Dabei ist das 

Impfen das zentrale Element zur Über-
windung der Pandemie schlechthin. Bis 
in den Herbst 2020 hinein haben wir 
geglaubt, unser Pandemiemanagement 
sei effizient, bis wir erkennen mussten, 
dass wir nicht nur bei der Impfstoff-
beschaffung abgehängt sind, sondern 
auch die Organisation komplexer Ab-
läufe nicht auf die Reihe bekommen. 
Die föderalen Strukturen haben sich 
zudem als außerordentlich  hinderlich 
für die Bewältigung der Pandemie er-
wiesen“, meinte der Gewerkschafter. 
Zugleich rief er die Landesregierung 
dazu auf, die Schlagzahl beim Impfen 
generell zu erhöhen und die Hausarzt-
praxen sofort und nicht erst in einigen 
Wochen in die Impfkampagne einzube-
ziehen. 

Ulrich Biermann wörtlich: „Wir Voll-
zugsbedienstete erwarten jetzt, dass 
alle Kolleginnen und Kollegen beim 
Impfen vorgezogen werden, damit wir 
die Funktionsfähigkeit des Justizvoll-
zuges uneingeschränkt sicherstellen 
kön nen.“                  Friedhelm Sanker  ■

BSBD-Chef Ulrich Biermann besteht auf vorran-
giges Impfen der Kolleginnen und Kollegen, da-
mit die Funktionsfähigkeit der NRW-Vollzugsein-
richtungen aufrechterhalten werden kann.
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Damit der Strafvollzug nicht zum Infektionshot-
spot wird, müssen die Vollzugsbediensteten vor-
rangig geimpft werden.
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Homeoffice im Vollzug:

Risiko oder eher Chance für die Kolleginnen und Kollegen ?

D er Frauenanteil hat sich im Vollzug in den zurückliegenden Jahrzehnten erheblich erhöht. Deshalb ist auch das 
Homeoffice zu einem Sehnsuchtsmodell geworden, Arbeit und Familie besser unter einen Hut zu bekommen. 
Dabei basiert die Arbeit mit Delinquenten auf unmittelbarer Kommunikation, auf Beaufsichtigung und Betreu-

ung. Diese Arbeitsfelder sind für das Homeoffice kaum geeignet. Trotzdem sollte man das Thema nicht gleich beisei-
teschieben. Die Corona-Pandemie hat uns nämlich gezeigt, dass der Umfang von Homeoffice bislang nur in einem ge-
ringen Umfang ausgeschöpft war. Auch für den Bereich des Vollzuges gilt: Wo ein Wille ist, da ist meist auch ein Weg!

Im Januar 2021 hat die Bundesregie-
rung eine Rechtsverordnung auf den 
Weg gebracht, um die Heimarbeit deut-
lich auszuweiten. Die Unternehmen 
waren seither bis zum 15. März 2021 
verpflichtet, ihren Beschäftigten anzu-
bieten, von Zuhause aus zu arbeiten, 
wenn es sich um Büroarbeit oder ver-
gleichbare Tätigkeiten handelte. Hin-

tergrund ist der aktuelle Shutdown zur 
Eindämmung der Corona-Pandemie. 
Unnötige Kontakte sollen möglichst un-
terbunden werden.

Befassen wir uns zunächst einmal mit 
den Vorteilen des Homeoffice. Auf diese 
Weise laufen wir nicht in die Falle, das 
Problem mit naheliegenden „Totschlag-
argumenten“ von vornherein zu beerdi-
gen.

Das Homeoffice steigert die Leis
tungsfähigkeit und Zufriedenheit
Die Heimarbeit verdankt ihre Attrakti-
vität nicht zuletzt dem Umstand, dass 
Arbeit, Kinderbetreuung, Pflege von 
Angehörigen, die Hausarbeit, das Eh-
renamt oder auch die Freizeitgestal-
tung besser aufeinander abgestimmt 
werden können. Vorausgesetzt ist al-
lerdings, Mann oder Frau können sich 
gut organisieren und verfügen über die 
Fähigkeit, sich selbst zu motivieren. Die 
Organisation des Tagesablaufs gelingt 
am besten mit festen Zeiten für die Ar-

beit und für private Tätigkeiten. Diese 
Gestaltung der Arbeit stellt sicher, das 
durchgängig vorhandene Risiko der Ab-
lenkung zu reduzieren.

Heimarbeiter sollten sowohl ihrer 
Familie als auch Vorgesetzten und Ar-
beitskollegen mitteilen, wann sie arbei-
ten und wann private Zeit ansteht. Eine 
strikte räumliche Trennung, möglichst 

ein eigenes Arbeitszimmer, wäre die 
günstigste Voraussetzung, um für län-
gere Zeit erfolgreich von Zuhause aus 
zu arbeiten. 

Im Notfall sollte sich der Heimar-
beiter konsequent abgrenzen und die 
Kontaktsuche von Partner und Kindern 
unterbinden. Gleichzeitig ist es wichtig, 
dass Freizeit tatsächlich freie Zeit sein 
muss. Dann sollten Homeoffice-Mitar-
beiter nicht erreichbar sein, keine Mails 
checken, sondern wirklich entspannen.

Flexibel arbeiten und  
flexibel leben
Statt feste Bürozeiten einzuhalten, kann 
der Heimarbeiter seinen Tag indivi duell 
planen und gestalten. Heimarbeiter 
können ohne zeitlichen Stress am Mor-
gen die Kinder in die Kita bringen oder 
versorgen, bevor sie zur Schule müssen. 
Wenn sich tagsüber Handwerker ansa-
gen oder am Nachmittag Zeit für den 
Nachwuchs wichtig ist, können Heim-
arbeiter ihre eigene Arbeit notfalls in 

die Abendstunden verlegen. Ganz ne-
benbei eröffnet sich für Heimarbeiter 
die Möglichkeit, ihre Arbeitszeiten am 
eigenen Biorhythmus ausrichten zu 
können.

Die Heimarbeit ist meist noch we-
sentlich flexibler als Gleitzeitmodel-
le. Wer gerne lange schläft und dafür 
abends konzentriert arbeitet, kann das 
im Homeoffice erfolgreich umsetzen. 
Aber auch der „Frühe Vogel“, der am 
liebsten schon morgens um 5 Uhr die 
wichtigsten Dinge erledigt, kann dies 
entsprechend organisieren.

Konzentration auf  
das Wesentliche
Neuere Studien haben ergeben, dass 
Mitarbeiter im Homeoffice oft mehr 
Arbeit ableisten, als dies im Büro der 
Fall ist. Sie können sich voll auf ihre 
Aufgaben konzentrieren, werden nicht 
durch gesprächige Kollegen oder den 
Lärm eines Großraumbüros abgelenkt. 
Zudem wird weniger Zeit mit über-
langen oder zu vielen Besprechungen 
verbracht. Wer im Homeoffice arbeitet, 
kommuniziert meist per Telefon, Skype, 
Teams oder ähnlichen Konferenzsyste-
men. Virtuelle Besprechungen sind oft 
zielgerichteter, kürzer und damit effek-
tiver als Präsenzveranstaltungen.

Weniger Fahrten zur Dienststelle, 
weniger Pendlerstress
Pendeln zum und vom Arbeitsplatz gilt 
als einer der größten Stressfaktoren für 
den modernen Menschen. Reduziert 
sich ihr Arbeitsweg von vielen Kilome-
tern auf einige Meter, gewinnen sie sehr 
viel Zeit. Hinzu kommt, dass die men-
tale Belastung in Staus oder überfüllten 
Bahnen entfällt.

Ein angenehmer Nebeneffekt: ihr 
Ri siko, sich in der Grippe- und Erkäl-
tungssaison bei Kollegen oder in öffent-
lichen Verkehrsmitteln anzustecken, 
ist viel geringer. Speziell dieser Aspekt 
spielt jetzt die bedeutendste Rolle bei 
der Pandemiebekämpfung. Es ist also 
sehr gut möglich, dass Heimarbeiter 
entspannter, glücklicher und seltener 
krank sind. Darüber hinaus wird das 
Klima geschont: Insbesondere bisherige 
Autofahrer, die ins Homeoffice „wech-
seln“, verursachen deutlich weniger 

Die Arbeit im eigenen Zuhause kann entspannend sein, muss es aber nicht. 
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CO2- Ausstoß und verbrauchen damit 
weniger Ressourcen.

Für Behörde und Arbeitnehmer 
reduzieren sich die Kosten
Arbeitnehmer im Homeoffice sparen 
nicht nur Zeit und Nerven durch den 
Wegfall des Pendelns, sondern gleich-
zeitig auch die Kosten. Die Steuervor-
teile (Absetzen von Werbungskosten), 
die Arbeitnehmer für den Arbeitsweg 
geltend machen können, kompensieren 
die Fahrkosten meist nicht vollständig.
Der Arbeitgeber wiederum spart eben-
falls: Er kann Sozialkosten und sogar 
Raumkosten reduzieren. Arbeitet ein 
bestimmter Teil der Belegschaft dau-
erhaft oder häufig zuhause, kann die 
Behörde die Büroflächen verkleinern. 
Meist geht dies damit einher, dass feste 
Präsenzarbeitsplätze abgeschafft wer-
den. Wer ins Büro kommt, sucht sich 
mit seinem Laptop einen freien Arbeits-
platz.

Die Heimarbeit hat allerdings nicht 
nur Vorteile, sondern auch ernstzuneh-
mende Aspekte, die im Vorfeld bedacht 
werden sollten und die gegen die Ar-
beit in der eigenen Wohnung sprechen 
könnten.

Schnell abgelenkt 
von der Arbeit?
Die Kinder oder der Partner stören 
mit unter, der Paketbote klingelt, die 
Küche muss schnell noch aufgeräumt 
werden. Solche Einflüsse können leicht 
von der beruflichen Arbeit ablenken. 
Wer sich räumlich und zeitlich nicht 
klar abzugrenzen vermag, wird ger-
ne angesprochen oder „mal kurz“ um 
Hilfe gebeten. Als Heimarbeiter steht 
man permanent in der Gefahr, sich zu 
verzetteln und überfordert zu werden. 
Wenn Termine drücken, gleichzeitig 
aber das Gefühl plagt, den Angehörigen 
oder dem häuslichen Alltag nicht ge-
recht zu werden, dann ist gesundheit-
liche Gefahr im Anmarsch.

Isoliertes Arbeiten ist  
Gift für die Motivation
Trotz digitaler Kommunikation kann 
die Arbeit im Homeoffice zur Vereinsa-
mung führen. Heimarbeiter lassen sich 

leichter demotivieren. Oder sie verlie-
ren das Ziel, den Sinn und den Zweck 
ihrer Arbeit aus den Augen. Das soziale 
Miteinander, das Abstimmen von Ar-
beitsaufgaben, die Anerkennung und 
Motivation durch Kollegen und Vorge-
setzte können im Homeoffice zu kurz 
kommen. 

Auch vom berühmten „Flurfunk“ ist 
der Heimarbeiter abgeschnitten. Infor-
melle, aber durchaus wichtige Ge-
spräche mit Kollegen reduzieren sich 
nach und nach. 

In diesem Punkt sind die Heimarbei-
ter, die Kollegen sowie die Vorgesetz-
ten gefragt, für einen kommunikativen 

Ausgleich zu sorgen. Regelmäßige Prä-
senztreffen sind folglich unerlässlich.

Was ist mit der Anerkennung der 
Arbeitsergebnisse?
Wenn ein Teil der Beschäftigten im 
Homeoffice, ein anderer Teil in der 
Dienststelle arbeitet, besteht die latente 
Gefahr es Entstehens einer „Zwei-Klas-
sen-Gesellschaft“. Die im Homeoffice 
erbrachten Leistungen werden unter 
Umständen nicht mehr angemessen 
wahrgenommen und bewertet. Das 
birgt die konkrete Gefahr, dass Heimar-
beiter bei anstehenden Beförderungen 

regelrecht übersehen werden. Selbst 
wenn Führungskräfte die Arbeitsergeb-
nisse im Homeoffice anerkennen, heißt 
das nicht, dass die Kolleginnen und 
Kollegen das auch tun. Ob aus Neid, 
Machtstreben oder auch ganz unbe-
wusst – häufig werden die Leistungen 
der „unsichtbaren“ Heimarbeiter von 
Präsenzkräften übersehen oder herun-
tergespielt.

Vertrauen ist gut,  
Kontrolle ist besser?
Ein häufiges Vorurteil gegenüber der 
Heimarbeit lautet, dass Heimarbeiter 
weniger leisten als die Kollegen, die 

in der Dienststelle präsent sind. Tat-
sächlich können fehlende Präsenz so-
wie die Abwesenheit von Vorgesetzten 
und Büronachbarn dazu führen, dass 
sich einzelne Heimarbeiter entspannt 
zurücklehnen. Wer es im Büro zuhau-
se wirklich darauf anlegt, kann sogar 
elektronische Zeiterfassungs- oder Do-
kumentationssysteme überlisten, um 
Aktivität lediglich vorzugaukeln.

Hier ergibt sich für Führungskräfte 
das Erfordernis, das Verantwortungs-
gefühl und die Selbstorganisation ihrer 
Heimarbeiter richtig einzuschätzen. Sie 
müssen motivieren durch virtuelle und 

www.bsbd.nr w
Besuchen  

Sie uns  
im Internet

Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands – Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V.

Immer bestens informiert 

Kinderbetreuung und Arbeit im Homeoffice können meist nicht zusammen bewältigt werden.
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reale Kontakte und sie müssen mittels 
eigener fachlicher Expertise in der Lage 
sein, die Leistungen der Mitarbeiter an-
gemessen zu beurteilen.

Ausgebrannt im Homeoffice?
Wer sich beim Arbeiten zuhause nicht 
richtig organisiert, strukturiert und 
motiviert, wird möglicherweise zu we-
nig oder zu viel leisten. Viele Menschen 
in Heimarbeit plagt ein schlechtes Ge-
wissen gegenüber Vorgesetzten oder 
Kollegen. Das Vorrecht, zuhause arbei-
ten zu können, soll dann vielfach durch 
extreme Leistungen gerechtfertigt wer-
den.

Eine weitere Gefahr, die im heimischen 
Büro lauert, besteht darin, nie richtig 
abschalten zu können. Wer Smart-
phone, Laptop oder gar den eigenen 
Schreibtisch in der Nähe hat, der ge-
rät schnell in Versuchung, nach Feier-
abend oder am Wochenende noch die 
ein oder andere Aufgabe zu erledigen. 
Dann können Belastungen schnell in 
Dauerstress umschlagen. Wenn Heim-
arbeit und private Aufgaben nur schwer 
getrennt werden können, sind oftmals 
Frust, Streit bei der Arbeit oder in der 
Familie die Folge. Bis zur Erkrankung 
oder gar zu einem Burn-Out-Syndrom 
ist es dann nicht mehr weit.

Das vorläufige Fazit
Heimarbeit bietet Vorteile für Beschäf-
tigte und Behörden – wenn sie richtig 
gemacht wird. Heimarbeiter, die Ver-
antwortung für sich selbst, ihre Ta-
gesstruktur und ihre Arbeitsaufgaben 
übernehmen können, sind im Homeof-
fice erfolgreich. Sie werden durch die 
Möglichkeit, Privat- und Familienleben 

sowie den Beruf besser miteinander zu 
vereinbaren, zufriedener und leistungs-
fähiger.

Die Dienststelle profitiert von quali-
tativ besseren Arbeitsergebnissen, einer 
niedrigeren Krankenquote und sie kann 
qualifizierte Fachkräfte langfristig bin-
den.

Damit Homeoffice-Arbeitsplätze für 
alle Beteiligten den gewünschten Nut-
zen bringen, muss die erforderliche 
technisch-digitale und räumliche Infra-
struktur vorhanden sein.

Der Erfolg hängt daneben entschei-
dend davon ab, dass Heimarbeiter, Vor-
gesetzte und Kollegen weiter als Team 

funktionieren, gemeinsam Leistungen 
erbringen und Ziele gemeinsam errei-
chen.

Die technische Ausstattung  
ist ein entscheidender Faktor
Die Grundlage für die Heimarbeit ist 
die geeignete und für die zu erledigen 

Aufgaben angemessene technische 
Aus stattung. Benötigt wird eine aus-
reichend schnelle Internetverbindung 
sowie ein Dienst-Laptop mit aktuellem 
Virenschutz und Firewall. Wenn be-
sonders sensible und schützenswerte 
Daten verarbeitet werden, wie sie im 
Vollzug an der Tagesordnung sind, ist 
zudem ein geschützter VPN-Tunnel 
vom heimischen Computer zur Dienst-
stelle zwingend erforderlich.

Für die Kommunikation per Telefon, 
Skype, Microsoft-Teams usw. sollte ein 
Smartphone, gegebenenfalls auch ein 
Headset und eine Webcam zur Verfü-
gung stehen. Darüber hinaus sollte das 
Homeoffice ein separater Raum sein, in 
dem ungestört gearbeitet werden kann.

Für welche Funktionen ist  
Homeoffice eine Option?
Heimarbeit ist im Vollzug die Ausnah-
me. Und es bedarf keiner großen sehe-
rischen Fähigkeiten, um zu prognosti-
zieren, dass sich für den Kernbereich 
der Vollzugsarbeit daran auch künftig 
nicht viel ändern dürfte. Die Heimar-
beit wird im Vollzug ein Nischenpro-
dukt der Arbeitszeitmodelle bleiben.

Für verwaltungstechnische Arbeiten, 
die im Sozialdienst, im Psychologischen 
Dienst und auch in den klassischen 
Verwaltungsfunktionen anfallen, kann 
Heimarbeit künftig zu einer Alternati-
ve in der Weise werden, dass Teile der 
Arbeit ins Homeoffice verlegt werden 
könnten. 

Mit etwas kreativem Nachdenken lie-
ßen sich wohl auch Aufgaben in weite-
ren Laufbahnen identifizieren, die dann 
entsprechend profitieren könnten.

Gibt es ein Recht  
auf Homeoffice?
Aktuell gibt es keinen umfassenden 
Rechtsanspruch, seinen Arbeitsplatz in 
die eigene Wohnung verlegen zu kön-
nen. Zwar hatte Bundesarbeitsminister 
Heil einen solchen Anspruch zu Beginn 
des Jahres gesetzlich normieren wol-
len, konnte sich mit dieser Vorstellung 
allerdings nicht durchsetzen.

Benötigt wird immer die Zustimmung 
der Dienststelle. In Betriebsvereinba-
rungen zwischen Behördenleitungen 
und Personalvertretungen sind Teilan-
sprüche auf Homeoffice-Tätigkeiten 
vereinbart worden. 

In der Corona-Krise hat die Anzahl 
der Heimarbeitsplätze deutlich zuge-
nommen, so dass durchaus vorstellbar 
ist, dass eine aufgabenspezifische Aus-
weitung der Heimarbeit in begrenztem 
Umfang auch im Vollzug möglich sein 
wird.

Friedhelm Sanker  ■

Ohne eine vernünftige Hardware und schnelles Internet ist die Arbeit im Homeoffice kaum möglich.
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Strafvollzug ist ein unterschätzter Risikobereich

Mit Geschwindigkeit und den richtigen  
Prioritäten raus aus der Pandemie

Auf Gesundheitsminister Karl Laumann (CDU) 
lasten jetzt die Erwartungen, beim Impfen in die 
Erfolgspur zurückzufinden. Foto: MAGS

I n den letzten Monaten hat der einstige Organisationsweltmeister Deutsch-
land im Umgang mit der Pandemie ein klägliches Bild abgegeben. Das ist 
eine bittere Erkenntnis, die erheblich am Selbstbewusstsein der Deut-

schen nagt. Die Menschen sehen daher nicht mehr ein, dass der Shutdown die 
einzige Möglichkeit sein soll, die Infektionen in der Corona-Pandemie unter 
Kontrolle zu halten. Sie sind pandemiemüde und erwarten einen Ausweg. Die-
se Ausfahrt aus der Sackgasse zeichnet sich seit Beginn des Frühjahrs in Form 
von vermehrt verfügbarem Impfstoff ab. Die Chance, die bisherigen Mängel 
vergessen zu machen, sollte die Politik beherzt nutzen.

Zur Verimpfung der Impfstoffe sind 
Impfzentren eingerichtet worden. Zahl-
reiche Experten sind der Auffassung, 
dass ambitionierte Ziele allein mit die-
sen Zentren nicht zu erreichen sind. Mit 
170.000 Impfungen liegt der tägliche 
Spitzenwert weit unterhalb jener Gren-
ze, die erreicht werden müsste, um eine 
nennenswerte Anzahl von Menschen in 
überschaubarer Zeit zu immunisieren 
und der Pandemie so ihren Schrecken 
zu nehmen. Allein die Einbeziehung 
der ca. 50.000 Haus- und Betriebsarzt-
praxen böte die Gewähr, täglich die 
Millionenschwelle bei den Impfungen 
zu überschreiten.

Die Überbürokratisierung des Impf-
verfahrens ist zudem ein beträchtliches 
Handikap, um die verfügbaren Impf-
stoffe schnell zu verimpfen. Außerdem 
wurde versäumt, die ersten Monate des 
Jahres, als nur wenig Impfstoff zur Ver-
fügung stand, für die Aufklärung und 
Vorbereitung der Menschen zu nutzen. 
Dabei ist Schnelligkeit das, was jetzt ge-
fordert ist.

Die in diesem Jahr anstehenden 
Wahlen sind ein erhebliches Risiko für 
die Politik. In den zurückliegenden Mo-

naten ist viel Vertrauen verlorengegan-
gen. Für die politisch Verantwortlichen 
kann dies nur heißen: Ab jetzt muss ge-
liefert werden. So schnell wie möglich 
sollte eine möglichst große Anzahl von 
Menschen die erste Impf-Dosis erhal-
ten.

Um dieses Ziel zu erreichen, muss 
die erforderliche Logistik umgehend 
aufgebaut werden, um alle Impfstellen 
ausreichend und just in time mit Impf-
stoff versorgen zu können. Versagt die 
Politik hier abermals, besteht die große 
Gefahr, dass Virusmutationen die An-
passung der jetzt verfügbaren Vakzi-
ne erforderlich machen. Das wäre der 
absolute Super-GAU! Um diese abseh-
baren Risken zu minimieren, kann die 
Richtschnur nur sein: Impfen, impfen, 
impfen!

Gesundheitsministerium  
passt die Priorisierung an
NRW-Gesundheits minister Karl-Josef 
Laumann (CDU) hat bereits reagiert 
und seinen Erlass zur Impfung der Be-
völkerung gegen Covid-19 modifiziert. 
Danach soll die Immunisierung von 
Erziehern, Lehrern, Polizeikräften und 

des Personals in Behinderteneinrich-
tungen vorgezogen werden, weil hier 
ein erhöhtes Ansteckungsrisiko vermu-
tet wird.

Dem Gesundheitsministerium ist bei 
der Erlassanpassung aber offenbar eine 
kleine Fehlleistung mit gravierenden 
Auswirkungen unterlaufen. Die Kolle-
ginnen und Kollegen des Vollzuges wur-
den augenscheinlich übersehen. Dabei 
besteht auch hier ein hohes Infektions-
risiko. Zwar ist der Vollzug bislang gut 
durch die Pandemie gekommen. Sollte 
sich dies jedoch ändern, dann können 
sich Vollzugseinrichtungen von einem 
Tag auf den anderen zu Infektionshot-
spots entwickeln.

Das Risikopotenzial der  
Vollzugseinrichtungen wird meist 
unterschätzt
Im Vollzug können Abstände nicht im-
mer eingehalten werden, zumal wenn 
bei Sicherheitsstörungen körperlich auf 
Delinquenten eingewirkt werden muss. 
Der Dienstherr und auch die Gesell-
schaft erwarten von Vollzugsbediens-
teten, dass sie notfalls ihre Gesundheit 
und ihre körperliche Unversehrtheit ris-
kieren. Im Gegenzug dürfen Vollzugs-
bedienstete allerdings auch erwarten, 
dass sie keinen Gefahren ausgesetzt 
werden, die vermeidbar sind.

Die im Vollzug lauernden Gefahren 
werden gern unterschätzt. Dabei sollte 
zumindest dem Gesundheitsministeri-
um bewusst sein, dass bei einem groß-
flächigen Infektionsgeschehen in den 
Gefängnissen sehr schnell das Funktio-

BSBD-Karikatur:  
Thomas Möbis
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nieren des gesamten Systems in Gefahr 
geriete. Dies würde im schlimmsten 
Fall zu einer konkreten Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit führen. Und es 
ist zu bezweifeln, dass die Gesellschaft 
eine solch vermeidbare Entwicklung 
mit verstärktem Vertrauen in politische 
Entscheidungen belohnen würde.

Fehlervermeidung sollte für die 
Politik vorrangig sein
Die Politik ist gegenwärtig nicht in der 
Position, sich weitere Fehler leisten zu 
können. Deshalb sollten die Vollzugs-
bediensteten sofort wie Polizeikräf-
ten priorisiert werden. Besser wäre es 
noch, mit dem Impfen unverzüglich zu 
beginnen, weil die Gefahr des Kollabie-
rens der gesamten Organisation wohl 
nirgends so hoch ist wie im Bereich des 
Strafvollzuges.

Weil Erlasse vielfach über ein großes 
Beharrungsvermögen verfügen, ist jetzt 
die politische Leitung des Gesundheits-
ministeriums gefordert. Der Minister 
selbst wird in den kommenden Mona-
ten besonders im Blickpunkt der Öf-
fentlichkeit stehen. 

Er wird entweder der Sündenbock 
oder der Held der Corona-Pandemie 
werden. Um Heldenstatus zu erlangen, 
dürfen jetzt aber keine Fehler mehr ge-
macht werden. Und deshalb ist es so 
wichtig, nicht gleich mit einem Fehler 
zu Lasten des Vollzuges zu beginnen.

Der Gesundheitsminister  
muss für Gleichbehandlung des 
Vollzuges sorgen
Wenn es Karl-Josef Laumann (CDU) 
dann noch ge lingen sollte, das Impfen 
so zu beschleunigen, dass alle Impf-
stoffmengen zeitnah verimpft, dass mit 
Schnelltests die Gefahren von Locke-
rungen reduziert und mittels IT-Technik 
die Ausbreitung und Nachverfolgung 
von Infektionen überwacht werden 
können, dann wird er nicht nur der Ge-
sellschaft, sondern auch seiner Partei 
einen großen Dienst erwiesen haben. 
Die CDU könnte in diesem Fall voller 
Hoffnung und Selbstvertrauen der Bun-
destagswahl am 26. September 2021 
entgegensehen.

Bevor es so weit ist, sind allerdings 
noch einige Hausaufgaben zu erledigen. 
Der Vollzug erwartet von Gesundheits-
minister Karl-Josef Laumann (CDU), 
dass seine berechtigten Forderungen 
erfüllt werden und auch die Vollzugs-
bediensteten wie vergleichbare Poli-
zeikräfte in der Priorisierungsrangliste 
aufrücken, damit unwägbare Risiken 
für die Sicherheit der Allgemeinheit un-
bedingt vermieden werden können.

Friedhelm Sanker  ■

Vermögensabschöpfung: 

Rechtliche Möglichkeit, gefährliche 
Kriminalitätsformen zurückzudrängen !

V on kriminell erworbenen Gütern mehr als auskömmlich, teilweise lu-
xuriös leben zu können, ohne den Zugriff des Staates fürchten zu müs-
sen, ist eine Form der Lebensführung, die eine Gesellschaft, die auf den 

legalen Erwerb von Gütern und Dienstleistungen ausgerichtet ist, nur sehr 
schwer aushält. Gesellt sich dann noch Sozialbetrug hinzu, ist die Schmerz-
grenze einer Gemeinschaft schnell überschritten. Deshalb und zur Umsetzung 
europarechtlicher Vorgaben hat die Bundesregierung 2017 das Recht der Ver-
mögensabschöpfung grundlegend reformiert, um dem Rechtsgrundsatz „Ver-
brechen dürfen sich nicht lohnen!“ wieder verstärkt Geltung zu verschaffen.

Das neue Recht der Vermögensabschöp-
fung gilt für den gesamten Bereich des 
Strafrechts, für das Ordnungswidrigkei-
tenrecht und für Jugendstrafverfahren. 
Ziel war es, die Vermögensabschöp-
fung zu vereinfachen, die vorläufige 
Sicherstellung von Vermögenswerten 
zu erleichtern und die nachträgliche 
Abschöpfung möglich zu machen. Der 

herausragende Aspekt der Geset zes-
reform ist jedoch die Einführung des 
Instituts der selbständigen Einziehung 
gem. § 76 a Abs. 4 StGB. Damit erhält 
die Vermögensabschöpfung eine völlig 
neue Stoßrichtung. 

Selbständige Einziehung  
von Vermögen
Die Regelung ermöglicht die selbstän-
dige Einziehung von Vermögensgegen-
ständen auch ohne Nachweis der Ver-
folgbarkeit einer rechtswidrigen Tat, 
sofern das Gericht von ihrer illegalen 
Herkunft überzeugt ist. 

Der neu eingefügte § 437 StPO legt 
hierzu fest, dass das Gericht die erfor-
derliche Überzeugung von der illegalen 
Herkunft eines Gegenstandes „insbe-

sondere auf ein grobes Missverhältnis 
zwischen dem Wert des Gegenstandes 
und den rechtmäßigen Einkünften des 
Betroffenen stützen“ kann.

Lange gab es politische Bedenken 
und Widerstände gegen eine solche 
Regelung. Die pauschale Unterstellung 
eines illegalen Vermögenserwerbs wur-
de als Verstoß gegen die Unschulds-

vermutung aus Artikel 6 Abs. 2 der 
Europäischen Menschenrechtskonven-
tion ge sehen und damit als unzulässig 
gewer tet. Nachdem sich in den zurück-
liegenden Jahrzehnten Clan-, Rocker- 
und Bandenkriminalität ausgebreitet 
haben und speziell die organisierte Kri-
minalität Deutschland nutzt, um ille-
gale Einnahmen zu „waschen“, reichen 
die bisherigen Ermittlungsinstrumente 
nicht mehr aus, um wirksam gegen die-
se Kriminalitätsformen vorzugehen.

Um den rechtschaffenen Teil der Be-
völkerung, der den Staat schließlich im 
Wesentlichen finanziert, vor Straftä-
tern und Straftaten zu schützen, sind 
neue Ermittlungswerkzeuge erforder-
lich, um die notwendige Wirksamkeit 
entfalten zu können. Der selbständigen 

Seit 2017 können Ermittlungsbehörden illegale Vermögen leichter beschlagnahmen. Die bisherigen 
Erfahrungen mit diesem Instrument sind vielversprechend.

Symbolfoto:  
© MQ-Illustrations/ 
stock-adobe.com
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Vermögensabschöpfung ohne den nach 
altem Recht erforderlichen Nachweis 
der genauen rechtswidrigen Straftat 
kommt daher eine herausragende Be-
deutung zu.

Die bisherigen Erfahrungen
Dem Bereich der organisierten Krimi-
nalität in all ihren Erscheinungsformen 
kommt immer größere Bedeutung zu. 
Clans und Banden haben sich in vielen 
Städten solche Machtpositionen er-
kämpft, die sie zu einer latenten Gefahr 
für die staatliche Ordnung machen.

Seit 2017 fährt die NRW-Landesregie-
rung eine strikte Null-Toleranz-Linie, 
um in diesem Kriminalitätsfeld deutlich 
zu machen, dass der Staat nicht län-
ger wehrlos ist, sondern entschlossen 
handelt. Mit dem neuen Instrument 
können Staatsanwälte und Gerichte 
Vermögen leichter einziehen und zwar 
auch dann, wenn die Umstände es sehr 
wahrscheinlich machen, dass Vermö-
gen aus einer kriminellen Tat stammt, 
obwohl unklar bleibt, aus welcher.

Ein Strafverfolger erklärt das Prinzip 
anhand eines Beispiels: „Wenn man bei 
einem Drogenhändler zu Hause eine 
Million Euro findet und dieser keine 
Belege für einen rechtmäßigen Erwerb 
vorlegen kann, dann ist der Staat be-
rechtigt, dieses Geld zu beschlagnah-
men.“ Überhaupt sei die Vermögens-
abschöpfung bei der Bekämpfung von 
Clankriminalität „ein sehr probates und 
gern genutztes Mittel“.

In Berlin ist von der Möglichkeit der 
Vermögensabschöpfung vermehrt Ge-
brauch gemacht worden. Bislang sind 
allerdings erst wenige Fälle rechtskräf-
tig abgeschlossen, so dass zunächst 
abgewartet werden muss, wie oft die 
Beschlagnahme von Vermögen vor Ge-

richt Bestand hat. Nach Expertenmei-
nung sind die bisherigen Erfahrungen 
allerdings durchweg positiv. Endlich 
stehe den Strafverfolgern ein Instru-
ment zur Verfügung, von dem eine 
hohe Wirksamkeit erwartet werden 
kann. Auf jeden Fall ist eine erhebliche 
Verbesserung gegenüber der früheren 
Rechtslage festzustellen, als nachge-
wiesen werden musste, aus welcher 
konkreten Straftat das eingezogene Ver-
mögen stammt.

Die Dimension des Problems  
wird oft unterschätzt
Deutschland ist ein Tummelplatz der 
organisierten Kriminalität, weil hier 
Bargeld in unbegrenzter Höhe ange-
legt werden kann. Der jährliche Scha-
den wird auf ca. 750 Millionen Euro 
geschätzt. Im Jahr 2018 wurde in über 
500 Fällen gegen fast 6.500 Tatverdäch-
tige ermittelt. Hierzu zählten Verfahren 
gegen Angehörige der italienischen 
Mafia, der deutschen Rockerbanden, 
der russischen Organisationen und der 
arabischen Clans. Die Zahlen spiegeln 

das Hellfeld, das Straftaten umfasst, die 
wirklich entdeckt und zur Anzeige ge-
bracht wurden. Das Dunkelfeld dürfte 
weit größer sein.

Mit der neuen Form der Vermögens-
abschöpfung haben Ermittler eine 
schärfere Waffe zur Hand. Sie können 
mit richterlichem Beschluss Vermögen 
von Verdächtigen beschlagnahmen, 
ohne dass der Staat die illegale Her-
kunft der Vermögen nachweisen muss. 
Die Legalität des Vermögens muss der 
jeweilige Verdächtige nunmehr gegebe-
nenfalls selbst belegen. Das neue Recht 
greift auf, was in Italien und Großbri-
tannien seit Jahren übliche Praxis ist.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat bei 
der Generalstaatsanwaltschaft Hamm 
die Zentrale Organisationsstelle für Ver-
mögensabschöpfung eingerichtet, um 
aus allen Himmelsrichtungen verscho-
benes und mutmaßlich ergaunertes 
Geld abzuschöpfen. 

Die Zentralstelle hat die Aufgabe, die 
Rechtsordnung im Falle von Straftaten 
wiederherzustellen. Dazu gehört auch 
der Opferschutz. Die Vermögensab-
schöpfung dient im Wesentlichen dazu, 
aus den abgeschöpften Werten Wieder-
gutmachung an die Opfer zu leisten.

Speziell in diesem Kriminalitätsbe-
reich darf der Staat nicht kleckern. 
Hier muss auch beim Personaleinsatz 
geklotzt werden. Die unkontrollierte 
weitere Ausbreitung dieses Kriminali-
tätsfeldes würde mittelfristig zu einer 
Destabilisierung unseres Gemeinwe-
sens führen. Die Auswirkungen hätten 
dann jene Bevölkerungsteile zu tragen, 
die sich im Wesentlichen an unseren ge-
setzlichen Regeln orientieren und diese 
auch beachten.

Kriminelle sollen spüren,  
dass der Staat nicht wehrlos ist!
Mit den neuen rechtlichen Möglich-
keiten will der Staat die Kriminellen 
empfindlich treffen. Wenn sich manche 
Leute große Villen und tiefergelegte Ka-
rossen leisten können und im Extrem-
fall gleichzeitig Sozialhilfe beziehen, 
ergibt sich für die Ermittler nicht selten 
ein Anfangsverdacht hin zu Betrugs-, 
Steuer- oder Drogendelikten. Die Zen-
tralstelle will nicht nur Täter überfüh-
ren, sondern zukünftige Straftaten prä-
ventiv verhindern.

Die Zentralstelle unterstützt Staats-
anwaltschaften, Gerichte und die Poli-
zei in Nordrhein-Westfalen bei der Ver-
mögensabschöpfung, berät Kolleginnen 
und Kollegen im ganzen Bundesgebiet, 
und arbeitet zudem im operativen Be-
reich. Im grenzüberschreitenden Ver-
kehr werden die Bargeldfunde künftig 
vermutlich weiter zunehmen. Hier ist 

Für die Mafia ist Deutschland ein lukratives In-
vestitionsziel um ihre Einnahmen zu „waschen“. 

Die Beschlagnahme von Statussymbolen trifft Straftäter besonders hart, ist deshalb aber auch beson-
ders wirksam. Foto: © Peter Gottschalk/stock.adobe.com

Foto: © Thomas Reimer/ 
stock.adobe.com
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die Zentralstelle dann mit ihrer Exper-
tise gefordert.

Die Einziehung von Vermögen be-
schränkt sich auf Delikte, die mit finan-
ziellen Aktivitäten verbunden sind. Die 
Anknüpfungspunkte sind Betäubungs-
mitteldelikte und Betrug. Wirtschafts-
kriminalität und Korruption bieten wei-
tere Betätigungsfelder.

Die Menschen investieren in Zeiten 
von Negativzinsen verstärkt in „Beton-
gold“. Dies trifft auch auf Kriminelle 
zu. Der Immobilienbereich ist für Geld-
wäschedelikte überaus anfällig. Auf 
diese Weise lassen sich ohne großen 
Aufwand schnell illegale Einnahmen 
verschleiern.

Ganz besonders empfindlich reagie-
ren Straf täter, wenn ihre Luxuskaros-
sen ein gezogen werden. Damit büßen  
sie dann immerhin ein Statussymbol 
ein. Die Betrof fenen wehren sich in 
diesen Fällen mit allen rechtlichen 
Möglichkeiten.

Um den Strafverfolgern die Möglich-
keit des Vermögenseinzugs zu er schwe-
ren, sind Verdächtige oftmals nicht 
Ei gen tümer, vielfach werden Ge sell-

schaf ten oder Strohmänner bemüht. 
Aber auch dieses Problem lässt sich ju-
ristisch lösen. 

Wenn beispielsweise ein Luxusauto 
auf die Großmutter zugelassen ist, be-
richten Ermittler, dann wird dem nach-
gegangen. Der Verkäufer des Wagens 
wird gehört, der Weg der Geldübergabe 
wird überprüft und auch die Großmut-
ter wird angehört. Meist lösen sich die 
Probleme dabei in Luft auf.

Welche Konsequenzen hat das 
neue Recht für den Vollzug?
Straftäter aus hierarchischen Struktu-
ren, wie wir sie aus der Clan-, Banden- 
und Rockerkriminalität kennen, mit 
den Mitteln des Vollzuges herauszu-
lösen, ist unglaublich schwer. Der Voll-
zug vermag mit dem Abbau schulischer 
Defizite und der Vermittlung beruf-
licher Kompetenzen wesentliche Beiträ-
ge zur Persönlichkeitsentwicklung von 
Straftätern leisten.

Diese Möglichkeiten werden aber si-
cher nicht reichen, das Verhalten eines 
Angehörigen eines kriminell erfolg-
reichen Familienclans grundlegend zu 

verändern, weil einfach die erzielbaren 
Einnahmen so stark differieren. Die-
se Fehlanreize sollen mit dem neuen 
Recht der Vermögensabschöpfung be-
seitigt werden.

Damit vollzugliche Maßnahmen er-
folgreich sein können, gibt es zur Ver-
mögensabschöpfung folglich keine Al-
ternative. Erst wenn erhebliche Teile 
des illegal Erworbenen vom Staat be-
schlagnahmt werden, eröffnet sich die 
Möglichkeit, Angehörige solch krimi-
neller Strukturen für den legalen Brot-
erwerb zu erwärmen.

Hier sind noch viele dicke Bretter zu 
bohren. Der Staat sollte den jetzt be-
schritten Weg deshalb konsequent fort-
setzen, denn nur wenn Kriminellen ihr 
illegal Erworbenes entzogen wird, wer-
den wir in diesen Kriminalitätsfeldern 
erfolgreich sein. Und die Vermögensab-
schöpfung, die für die Strafverfolgung 
einen Quantensprung darstellt, bildet 
gleichzeitig die Grundlage dafür, dass 
die Bemühungen des Vollzuges bei die-
sem Täterkreis Wirkung entfalten kön-
nen.

Friedhelm Sanker  ■

Im Untersuchungsausschuss wird offenbar: 

Der WDR hat den tragischen Tod von Amad A.  
zum Justizskandal aufgeblasen

D er Parlamentarische Untersuchungsausschuss des Landtags erbrachte ernüchternde Ergebnisse. Die WDR-Ma-
gazine „Westpol“ und „Monitor“, das wurde vor dem Ausschuss offenkundig, haben den Tod eines syrischen 
Flüchtlings unter Assistenz der Landtagsopposition, dubioser Gutachter und beeinflusster Zeugen genutzt, um 

Polizei und Justizvollzug mit haltlosen Verdächtigungen zu überziehen. Die konstruierten Zweifel an den offiziellen 
Feststellungen der Staatsanwaltschaft brachen in der März-Sitzung des Ausschusses allerdings krachend in sich zu-
sammen.

Nachdem vor zweieinhalb Jahren der 
26-jährige syrische Flüchtling Amad 
A. in der JVA Kleve durch einen Brand 
zu Tode gekommen war, vermutete die 
Landtagsopposition von Grünen und 
SPD sehr schnell, dass bei diesem Vor-
kommnis nicht alles mit rechten Dingen 
zugegangen sei.

Die Nachforschungen der Oppositi-
on wichen vom Üblichen stark ab
Einen ersten Ansatz bot bereits der 
Umstand, dass die Polizei sich über 
die Identität des Amad A. irrte, als sie 
ihn der JVA Kleve zuführte. In der Fol-
ge befand sich der Syrer acht Wochen 
zu Unrecht im Gefängnis. Allein dieser 
Umstand diente der Opposition als An-
satzpunkt, um alle Umstände des Todes 
des jungen Mannes überkritisch zu hin-
terfragen. Dabei haben die Vollzugsbe-
amten alles Menschenmögliche unter-
nommen, um Amad A. das Leben zu 
erhalten. Sie waren persönliche Risiken 
eingegangen. Die meisten der beteilig-

Hinter der Tür des Haftraumes 143 hatte Amad A. eine Matratze in Brand gesetzt. Die Kolleginnen und 
Kollegen setzten ihre körperliche Unversehrtheit aufs Spiel, um ihm das Leben zu erhalten. 

Foto: Markus van Offern/ 
picture alliance/dpa
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Gutachter an. Als Brandschutzexperte 
wurde Korbinian Pasedag angeheuert, 
der in einem „Monitor“-Beitrag vom 6. 
Dezember 2018 erklärt hatte, dass der 
Brand im Haftraum des Amad A., so 
wie er durch die Staatsanwaltschaft be-
schrieben werde, nicht möglich gewe-
sen sei. Zudem äußerte er Zweifel, dass 
Amad A. erst fünfzehn Minuten nach 
dem Entzünden einer Matratze den 
Notruf betätigt habe. Allein aufgrund 
der Rauchentwicklung sei ein solcher 
Ablauf unmöglich. Die „Monitor“-Re-
porter unterlegten die Aussage mit wei-
teren Spekulationen: Womöglich habe 
der junge Syrer bereits früher um Hilfe 
gerufen und niemand habe reagiert. 
Außerdem müsse die Frage beantwor-
tet werden, ob Amad A. das Feuer tat-
sächlich selbst gelegt habe.

Stefan Engstfeld von den Grünen 
und Sven Wolf von der SPD nutzten 
diesen „Monitor“-Beitrag, um die offi-
ziel len Ermittlungsergebnisse mit einem 

„riesigen Fragezeichen“ zu versehen. 
Wolf stellte gar die Frage, ob Amad A. 
noch leben könnte, wenn man früher 
reagiert hätte. Nun war sie fertig, die 
auf reinen Spekulationen beruhende 
Verschwörungstheorie.

Die Aussage des WDR-Gutachters 
war eine einzige Peinlichkeit
Am 08. 03. 2021 war es dann soweit. 
WDR-Gutachter Pasedag musste vor 
dem Unterschungsausschuss Farbe be-
kennen. Zunächst ging es um die Kom-
petenzen des Gutachters. Dieser mus ste 
vor den Parlamentariern eingestehen, 
dass er Fachmann für Feuerlöscher sei 
und eine mehrtägige Fortbildung für 
Brandsachen absolviert habe. Als Bran-
dexperte sei er bislang weder für den 
TÜV noch bei Gericht aufgetreten. 

Sein Gegengutachten für den WDR 
beruhe auf der Auswertung von Bruch-
stücken des 50-seitigen Brandgutach-
tens des Experten der Staatsanwalt-
schaft. Den Brandort in der JVA Kleve 
habe er nie gesehen. Dieses Vorgehen 
ist von Kaffeesatzleserei nicht weit 

ten Kolleginnen und Kollegen mussten 
wegen erlittener Rauchvergiftungen kli-
nisch behandelt werden. 

Die Recherchen der Opposition wä-
ren weiter nicht zu beanstanden, wäre 
diese Form der parlamentarischen Auf-
arbeitung in dieser Weise üblich. Dass 
war sie allerdings nicht, denn in ver-
gleichbaren Fällen wurde nicht jeder 
Stein umgedreht, sondern gleich Re-
spekt für die eingegangenen Risiken der 
Bediensteten signalisiert. In einem Fall 
wurden die Mitarbeiter einer Altenpfle-
geeinrichtung ohne nähere Prü fung 
der Brandentstehung für eine Auszeich-
nung vorgeschlagen. 

Jeder Erklärungsversuch führte zu 
einer neuen Hypothese
Obwohl für Vollzugspraktiker schnell 
offenbar wurde, dass Amad A. den 
Brand nur selbst gelegt haben konn-
te, weil eine technische Brandursache 
und Selbstentzündung ausgeschlossen 
werden konnten, stellte die rot-grüne 
Opposition immer neue Arbeitshypo-
thesen auf. Sie vermutete, dass sich 
aus einer Fahndungspanne der Polizei 
ein Gefängnisskandal entwickelt habe. 
Folglich wurde das übliche Verfahren 
verändert. Zwischenergebnisse der Ver-
waltungsermittlungen und der Nach-
forschungen der Staatsanwaltschaft 
wur den permanent in Zweifel gezogen. 

Die Zeugenaussagen ließen schnell 
erkennen, dass die WDR-Journalisten 
sich dem Gegenstand ihrer Recherchen 
subtil und ergebnisorientiert genähert 
hatten. An einer journalistisch sorgfäl-
tigen Aufarbeitung waren sie weniger 
interessiert. Sie verfolgten vielmehr die 
Absicht, den Tod eines Gefangenen mit 
ihren technischen Möglichkeiten so 
auf zubereiten, dass die offiziellen Er-
mittlungsergebnisse immer wieder an-
gezweifelt werden konnten. 

WDR und Landtagsopposition  
spielten vermutlich über Bande
Die TV-Berichte des WDR nutzten dann 
die rechtspolitischen Sprecher von SPD 
und Grünen, um im Untersuchungsaus-
schuss wilde Spekulationen über die 
Geschehensabläufe anzustellen. Offen-
kundiges Ziel schien es zu sein, die in-
volvierten CDU-Minister Peter Biesen-
bach und Herbert Reul in Bedrängnis 
zu bringen. Allein dieses Ziel schien alle 
Mittel zu rechtfertigen. Dass man – qua-
si beiläufig – in diesem Zusammenhang 
auch die berufliche Integrität von Voll-
zugsbediensteten beschädigte, wurde 
von SPD und Grünen offenbar als Kol-
lateralschaden in Kauf genommen. 

Um für die notwendige Expertise zu 
sorgen, warben die WDR-Mitarbeiter 

entfernt. Vielleicht war das auch die 
Absicht der WDR-Reporter, einen Gut-
achter zu finden, der ihre „Geschichte“ 
und damit die weitere Grundlage für 
haltlose Spekulationen bestätigte. 

Der Gutachter der Staatsanwalt-
schaft verfügte über die erforderliche 
Ex pertise. Im Auftrag der Justiz hat er 
an nähernd 6.000 Brandtatorte unter-
sucht und analysiert. Für die Regie-
rungskoalition war die Ursache denn 
auch abschließend aufgeklärt. Oliver 
Kehrl (CDU) stellte fest, dass die qua-
lifizierten Brandsachverständigen über-
zeugend die bisherigen Ermittlungser-
gebnisse bestätigt hätten, wonach das 
Feuer durch Amad A. vorsätzlich selbst 
gelegt worden sei.

Auch nach der Zeugenanhörung: 
Keine Entschuldigung des WDR
Das TV-Magazin „Westpol“ sendete am 
Sonntag nach der Zeugenanhörung 
nochmals einen kleinen Beitrag und 
stützte sich dabei auf die Aussagen 
eines weiteren Gegengutachters, den 
der Sender angeheuert hatte. Dieser Ex-
perte hatte im Untersuchungsausschuss 
beklagt, dass in dem Gutachten für die 
Staatsanwaltschaft über Suizidpläne 
des Amad A. spekuliert worden sei. Sol-
che Schlussfolgerungen überschritten 
die Kompetenz eines Brandsachver-
ständigen, meinte er. Der „Westpol“-
Beitrag ließ unerwähnt, dass der Ge-
gengutachter des WDR sich in weiten 
Teilen mit der Analyse des Brand-
schutzsachverständigen der Staatsan-
waltschaft einverstanden erklärt hatte. 

Zudem beanstandete der Gegengut-
achter, dass wichtige Passagen seiner 
Aussage vom WDR sinnentstellend ge-
schnitten und gekürzt worden seien. 
Eine Peinlichkeit für die WDR-Repor-
ter, von ihrem eigenen Gutachter so 
vorgeführt zu werden. Eine Peinlich-
keit war aber auch, dass der WDR den 
Fernsehzuschauern immer noch die be-
lastbaren Fakten des Falles vorenthielt.

Aussage des Hauptbelastungszeu-
gen wird für den WDR zum Desaster
Für die Anhörung von ehemaligen Mit-
häftlingen des Amad A. wechselte der 
Untersuchungsausschuss vom Land-
tag in den Hochsicherheitsbereich des 
Oberlandesgerichts Düsseldorf. Hier 
bestätigte Jan-Hendrik H. vor den Par-
lamentariern, was er bereits am 10. 
Dezember 2018 der Polizei Dortmund 
offenbart hatte. Er sei von WDR-Repor-
tern vor der Kamera zu einer Falschaus-
sage verführt worden und habe nach 
Abschluss des Drehs 300 € erhalten.

Am 8. Dezember 2018 hatte „Moni-
tor“ einen tendenziösen Bericht über 

Bei der Berichterstattung über den Brand in der 
JVA Kleve waren die WDR-Reporter einmal mehr 
manipulativ unterwegs. Foto: wikipedia.org
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den Brand in der JVA Kleve ausgestrahlt 
und den ehemaligen Gefangenen Jan-
Hendrik H. mit etlichen Interviewse-
quenzen sozusagen als Hauptbelas-
tungszeugen präsentiert.

Zu Beginn des Beitrags habe er er-
klärt, dass am 17. September 2018 be-
reits gegen 19.00 Uhr ein Tumult we-
gen des Brandgeschehens in Zelle 143 
entstanden sei. Dies war eine äußerst 
brisante Aussage, weil in diesem Fal-
le, wäre die Einlassung zutreffend ge-
wesen, die Bediensteten die Hilferufe 
der Gefangenen gut 20 Minuten igno-
riert hätten. Dies hätte Konsequenzen 
bis zum Justizminister haben können, 
wäre es denn tatsächlich so gewesen. 
Erst um 19.19 Uhr betätigte Amad A. 
die Rufanlage. Die Beamten reagierten, 
lokalisierten den Brandherd und holten 
den Verletzten um 19.23 Uhr unter Ein-
satz ihrer körperlichen Unversehrtheit 
aus dem Haftraum 143.

Vor den Parlamentariern erklärte 
Jan-Hendrik H. jetzt, dass die Reporter 
ihm immer wieder bestimmte Formu-
lierungen in den Mund gelegt hätten. 
Der Dreh sei viele Male wiederholt wor-
den und dann sei auch noch Zeitdruck 
aufgebaut worden. Aus diesen Gründen 
sei es zu seiner Falschaussage gekom-
men, was er wenige Tage später auch 
gegenüber die Dortmunder Polizei 
eingeräumt habe. Weiter erklärte Jan-

Hendrik H., dass der Tumult in der JVA 
Kleve erst nach dem ersten Werbeblock 
der Sendung „Berlin Tag und Nacht“ 
losgegangen sei, also gegen 19.25 Uhr. 
Zu diesem Zeitpunkt hatten die Kolle-
ginnen und Kollegen den Gefangenen 
bereits geborgen.

Mit ihren Beiträgen befanden  
sich die Magazinmacher einmal 
mehr auf dem Holzweg
Die Monitor-Redaktion stand immer 
wieder einmal in der Kritik, Beiträge 
schlecht zu recherchieren oder manipu-
lativ zu agieren. Diesem zweifelhaften 
Ruf hat sie mit dem Beitrag über den 
Brand in der JVA Kleve ein neues ten-
denziöses Kapitel hinzugefügt. Obwohl 
die Redaktion hätte erkennen müssen, 
dass die Datenbasis für den Nachweis 
eines Justizskandals mehr als dürftig 
war, hielt sie daran fest. Zu verlockend 
war es augenscheinlich, mit Abgeord-
neten des Landtags über Bande zu spie-
len, um die politisch Verantwortlichen 
in Schwierigkeiten zu bringen. 

Der Monitor - Bericht war für die 
Strafvollzugsbediensteten ein ech ter 
Schlag ins Kontor. Die Klever Kolle-
ginnen und Kollegen waren der Über-
zeugung, aus Anlass des Brandes alles 
getan und selbst ihre Gesundheit ris-
kiert zu haben, um dem syrischen Mi-
granten Amad A. das Leben zu retten. 

Dafür hatten sie keinen besonderen 
Dank erwartet, außer vielleicht die aus-
gesprochene Wertschätzung und An-
erkennung ihrer Vorgesetzten. 

Keinesfalls erwartet hatten sie jedoch, 
durch ein Fernsehmagazin öffentlich 
der Mitschuld an dem Tod des Syrers 
bezichtigt zu werden. Das Agieren der 
Monitor-Redaktion in dieser Angele-
genheit darf man getrost als unsäglich 
und infam bezeichnen. Es ist gut, dass 
der Untersuchungsausschuss die Wahr-
heit über die tatsächlichen Gesche-
hensabläufe nunmehr zutage gefördert 
hat. Die Achtung vor der Wahrheit, die 
Wahrung der Menschenwürde und die 
wahrhaftige Unterrichtung der Öffent-
lichkeit, wie sie durch den Pressekodex 
gefordert werden, führt in der Monitor-
Redaktion augenscheinlich ein Schat-
tendasein. 

Den Magazin-Verantwortlichen wäre 
zu wünschen, ihre bisherige Arbeits-
weise kritisch zu hinterfragen und zu 
jenen journalistischen Grundsätzen zu-
rückzufinden, die für ein Fernsehma-
gazin eines öffentlich-rechtlichen Sen-
ders selbstverständlich sein sollten. 
Dann jedenfalls würden ihnen Auftritte 
vor einem Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss erspart bleiben, der 
sie der manipulativen Berichterstat-
tung überführt.

Friedhelm Sanker  ■

Ausgewiesener Vollzugsexperte

Joachim Reinemann neuer Leiter Fachbereich Pädagogik

S eit dem 1. März 2021 ist Joachim Reinemann mit der Leitung des Fachbereichs Pädagogik im Justizvollzug des 
Landes Nordrhein-Westfalen betraut. Den Wechsel in dieser Funktion nahm die BSBD-Lehrervertreterin Bit-Na 
Fischer zum Anlass, Joachim Reinemann zur Übernahme des neuen Amtes zu gratulieren und ihm die besten 

Wünsche des BSBD-Landesverbandes zu überbringen. Mit Joachim Reinemann übernimmt ein ausgewiesener Voll-
zugsexperte die Aufgabe, den pädagogischen Bereich noch intensiver zu nutzen, um Delinquenten einen optimalen 
Start für die Zeit nach der Entlassung zu ermöglichen.

Der neue Leiter trat am 2. November 
2004 bei der JVA Bielefeld-Brackwede 
seinen Dienst im Strafvollzug an. Spä-
ter war Joachim Reinemann bei den 
Vollzugseinrichtungen Bochum und 
Dortmund tätig, bevor ihm am 1. April 
2011 die Betreuung datenbasierter 
Steuerungsinstrumente im Fachbereich 
Pädagogik übertragen wurde. 

In dieser Funktion befasste sich 
Reinemann mit dem neuen Rechnungs-
wesen EPOS.NRW ebenso wie mit der 
Evaluation im Strafvollzug (EVALiS) 
und selbstverständlich dem E-Learning 
im Strafvollzug (ELiS). Es handelt sich 
dabei um zum Teil sehr umfangreiche 
Softwareprodukte, mit denen das Ziel 
verfolgt wird, die Behandlungsbeiträge 
der Pädagogik zu steuern und auszu-
werten sowie den Inhaftierten die er-
forderliche Medienkompetenz für den 

Übergang in ein hoffentlich straffreies 
Leben zu vermitteln.

Auch wenn die Fachdienste der 
Lehrer * innen und Erziehungswissen-
schaftler * innen in Relation zu ande-
ren Fachdiensten im Justizvollzug eher 
klein seien, sei es ihm, Reinemann, 
wichtig, deren Bedeutung für den Jus-
tizvollzug stets im Fokus zu behalten. 

Dies auch in der täglichen Vollzug-
spraxis in den einzelnen Justizvollzugs-
einrichtungen sicherzustellen, gehöre 
auch zu den ihm wichtigen Aufgaben 
als Leiter des Fachbereichs Pädagogik, 
damit das gemeinsame Credo des Pä-
dagogischen und Erziehungswissen-
schaftlichen Dienstes „Bildung und Er-
ziehung sind für die uns anvertrauten 
Menschen wirksam!“ möglichst op-
timal umgesetzt werden könne. Laut 
Reinemann soll aus der „gefühlten 

Bit-Na Fischer, BSBD-Lehrervertreterin, gratu-
liert Joachim Reinemann zum neuen Amt als Lei-
ter des Fachbereichs Pädagogik.
 Foto: BSBD NRW



60  

DE
R 

VO
LL

ZU
GS

DI
EN

ST
  2

/2
02

1
N O R D R H E I N - W E S T FA L E N

Wahrheit“, dass Bildung und Erziehung 
hervorragende Instrumente sind, um 
Menschen ein straffreies Leben nach 
der Haftentlassung zu ermöglichen, 
eine objektiv nachvollziehbare Feststel-
lung werden. 

Die Beteiligung an dem Projekt „Eva-
luation im Strafvollzug“ bildet nach 
Ansicht des neuen Leiters das wissen-
schaftliche Fundament, um die Wirk-
samkeit der pädagogischen Bildungs-
angebote nachzuweisen. 

Zudem gelte es, so Reinemann, den 
Justizvollzug an die allgemeine gesell-
schaftliche Entwicklung der Digitalisie-
rung anzupassen. Speziell gehe es ihm 
darum, gerade junge Gefangene zu be-
fähigen, informationstechnische Hard- 
und Softwareprodukt als Instrumente 
nutzen und einsetzen zu können, da-
mit sich ihre Chancen auf dem Arbeits-
markt verbesserten.

Die Leistungen des Fachbereichs 
Pädagogik bewusst machen
Bislang wurden der Pädagogische und 
Erziehungswissenschaftliche Dienst in 
den Justizvollzugsanstalten nicht als 
wesentliche Elemente der Vollzugsge-
staltung wahrgenommen. Dies soll sich 
künftig ändern. Durch den Abbau von 
schulischen Defiziten, Alphabetisie-
rungsmaßnahmen und die Vermittlung 
abschlussorientierter Bildungsgänge 
leis tet der Fachbereich Pädagogik ganz 
wichtige Beiträge zur Resozialisierung 
von Straftätern.

Aus gewerkschaftlicher Sicht würden 
wir es begrüßen, in periodischen Ab-
ständen den fachlichen Austausch mit 
dem neuen Leiter pflegen zu können. 
In den Themenfeldern „Schaffung von 
Leitungen der Pädagogischen Dienste 
in den Vollzugseinrichtungen, Vertei-
lung verfügbarer Stellen, Entwicklung 
von Bildungsangeboten“ wäre es nach 
unserer Einschätzung bedeutsam, be-
absichtigte Maßnahmen transparent 
für die Praxis zu kommunizieren. 

Eine wertschätzende Einbeziehung 
der Betroffenen könnte dem Fachbe-
reich Pädagogik zudem inhaltlich neue 
Impulse verleihen.

Insgesamt hoffen wir, dass sowohl 
der Pädagogische als auch der Erzie-
hungswissenschaftliche Dienst im Jus-
tizvollzug durch den Leitungswechsel 
jene Wertschätzung finden wird, die 
sich die Praxis seit langem erhofft. 

Wir als Fachgewerkschaft würden 
uns freuen, auf dieser Grundlage mit 
dem neuen Leiter Joachim Reinemann 
in einen intensiv-konstruktiven Mei-
nungsaustausch eintreten zu können.

Bit-Na Fischer,  
BSBD-Lehrervertreterin  ■

Bundesverfassungsgericht:

Rückwirkende Vermögensabschöpfung 
ist verfassungskonform

M it dem Gesetz zur Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöp-
fung vom 13. April 2017 hat der Gesetzgeber die Neuregelungen in 
Fällen für anwendbar erklärt, in denen bereits vor dem Inkrafttreten 

des Reformgesetzes Verfolgungsverjährung eingetreten war. Der Gesetzge-
ber hat sich dabei von dem Grundsatz leiten lassen: „Verbrechen dürfen sich 
nicht lohnen!“ Der Bundesgerichtshof hatte dem Bundesverfassungsgericht 
die Frage der Vereinbarkeit dieser Regelung mit dem Grundgesetz zur Ent-
scheidung vorgelegt.

Mit dem am 5. März 2021 veröffent-
lichten Beschluss vom 10. Februar 
2021 (2 BvL 8/19) hat der Zweite Se-
nat des Bundesverfassungsgerichts die 
Rückwirkung für verfassungskonform 
erklärt. Zur Begründung weist das Ge-
richt darauf hin, dass es sich zwar um 
eine „echte“ Rückwirkung handele, die-
se aber ausnahmsweise „wegen über-
ragender Belange des Gemeinwohls 
zulässig“ und deshalb auch mit dem 
Grundgesetz vereinbar sei.

Nach der Rechtslage vor Inkrafttreten 
des Reformgesetzes war die Abschöp-
fung von Taterträgen bei Verfolgungs-
verjährung der zugrunde liegenden 
Straf tat in der Regel ausgeschlossen.

Mit dem Inkrafttreten des Reformge-
setzes wurde die Zulässigkeit der selb-
ständigen Einziehung von Taterträgen 
auch für den Fall ermöglicht, dass be-
züglich der zugrundeliegenden Straftat 
Verfolgungsverjährung eingetreten ist. 

Selbständige Vermögensein-
ziehung unterliegt eigenständiger 
Verjährung
Durch das neue Recht wird die selb-
ständige Einziehung von Taterträgen 
nunmehr von der Verjährung der Er-
werbstat entkoppelt und einer eigen-
ständigen Verjährung unterworfen.

Danach war es möglich, dass nach 
dem Inkrafttreten der Neuregelung am 
1. Juli 2017 noch über Taten entschie-
den werden konnte, die vor diesem 
Zeitpunkt lagen und bei denen die Er-
werbstat bereits vor dem 1. Juli 2017 
verjährt war. 

Das zugrundeliegende fachgericht-
liche Verfahren betrifft die selbständige 
Einziehung von Taterträgen gegen-
über zwei Unternehmen. Im Oktober 
2017 waren zwei Angeklagte von den 
Vorwürfen des Verstoßes gegen das 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz we-
gen absoluter Verjährung freigespro-
chen worden.

Gegen die von den beiden Angeklag-
ten geleiteten nebenbeteiligten Unter-
nehmen hatte das zuständige Landge-
richt die Einziehung des Wertes von 

Taterträgen in Höhe von rund 10 Mil-
lionen bzw. 72.000 Euro angeordnet. 
Zur Begründung hatte das Landgericht 
darauf verwiesen, dass die Strafver-
folgungsverjährung der selbständigen 
Einziehung nach neuer Rechtsklage 
nicht entgegenstehe.

Der Bundesgerichtshof sah in der 
neuen Rechtslage einen unzulässigen 
Verstoß gegen das allgemeine rechts-
staatliche Rückwirkungsverbot und 
legte den Fall dem Bundesverfassungs-
gericht zur Entscheidung vor.

Der Zweite Senat des Verfassungsge-
richts hat festgestellt, dass Artikel 316h 
Satz 1 EGStGB mit dem Grundgesetz 
vereinbar ist, auch soweit die Neure-
gelungen Vermögensabschöpfungen in 
Fällen für zulässig erklären, in denen 
wegen der Ursprungsstraftaten bereits 
vor dem Inkrafttreten des Reformge-
setzes Verfolgungsverjährung einge-
treten war. Obwohl „echte“ Rückwir-
kungen ver fassungsrechtlich unzulässig 
sind, recht fertigen überragende Belan-
ge des Gemeinwohls eine Ausnahme. 
Nach Einschätzung der Verfassungs-
richter ist es ein legitimes Ziel, auch für 
verjährte Taten vermögensordnend zu-
gunsten des Geschädigten einer Straf-
tat einzugreifen und dem Täter den 
Ertrag seiner Taten nicht dauerhaft zu 
belassen.

Täter genießen für Taterträge  
keinen Vertrauensschutz
Hinter diesem Grundsatz hat der Ver-
trauensschutz der von der Vermögens-
abschöpfung Betroffenen zurückzutre-
ten. Die Bewertung eines bestimmten 
Verhaltens als Straftat ist die schärfste 
dem Gesetzgeber zur Verfügung ste-
hende Form der Missbilligung mensch-
lichen Verhaltens. 

Als Konsequenz hieraus wird dem 
Täter auch in vermögensrechtlicher 
Hinsicht der Schutz der Rechtsordnung 
weitgehend vorenthalten.

Der deliktische Erwerb wird durch 
den Eintritt der Verfolgungsverjährung 
durch die Gemeinschaft nicht nachträg-
lich gebilligt.          Friedhelm Sanker  ■
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